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Wirbel um „Panama Papers“
Viele Prominente unter Druck / Strafrechtliche Relevanz unklar
Firmenschild der Anwaltskanzlei Mossack Fonseca. (Foto: AP)
Panama-Stadt/Berlin (dpa/mc) - Die Enthüllungen über Zehntausende Briefkastenfirmen in Steueroasen sorgen weiterhin weltweit für Unruhe. Nachdem bereits der isländische Regierungschef Sigmundur David Gunnlaugsson über die Affäre stolperte, wird mit Spannung auf neue Enthüllungen und mögliche prominente Opfer gewartet. Die Behörden in Panama stehen unter Druck. Betroffen sind auch Argentiniens Präsident Mauricio Macri und der britische Premier David Cameron.
Kritik der Industrieländer-Organisation OECD an mangelnder Kooperationsbereitschaft beim Austausch von Finanzdaten wies die panamaische Regierung zurück. Die Äußerungen von OECD-Generalsekretär Angel Gurría seien respektlos gewesen, sagte der Minister im Präsidialamt, Álvaro Alemán, am Dienstag. Panama werde zum alleinigen Sündenbock gemacht, obwohl in den Enthüllungsberichten weitere 21 Länder erwähnt würden. Außerdem habe Panama zuletzt mehrere Gesetze zur Regulierung des Finanzsektors geändert.
Nach der Aufdeckung von 214.000 Briefkastenfirmen durch die „Panama Papers“ hatte Gurría dem Land bescheinigt, internationale Standards für Steuertransparenz zu missachten.
Die Recherchen von rund 400 Journalisten aus rund 80 Staaten basieren auf einem Datenleck bei der panamaischen Anwaltskanzlei Mossack Fonseca. Nach den Enthüllung zu Briefkastenfirmen von Politikern und Sportstars leiteten Behörden in mehreren Staaten Untersuchungen ein. Auch mehrere tausend Deutsche sollen nach einem Bericht der „Süddeutschen Zeitung“ darunter sein.
Am Sonntag veröffentlichten weltweit verschiedene Medien in Kooperation mit dem Internationalen Konsortium für investigative Journalisten (ICIJ) Artikel über Kunden von Mossack Fonseca und deren Finanzkonstrukte in Steueroasen. Die Artikel basierten auf einem Datensatz des Konzerns, der der Süddeutschen Zeitung von einem Whistleblower zugespielt wurde.
Die „Panama Papers“ erinnern nach Worten von US-Präsident Barack Obama daran, dass Steuerhinterziehung ein globales Problem bleibt. Obama sagte: „Es wird immer eine Art verbotener Bewegung von Fonds rund um die Welt geben, aber wir sollten es ihnen nicht einfach machen. Wir sollten nicht gestatten, sich an Transaktionen nur zu beteiligen, um Steuern zu vermeiden.“
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sagte: „Man wird bei den Fragen der Steuervermeidung immer wieder schauen, mit welchen Mitteln man das am besten bekämpfen kann.“ Für einige Banken in Deutschland hätten solche Praktiken auch schon Strafen nach sich gezogen - und „sicherlich wird man jeden Anlass nehmen, um zu schauen, ob das Strafrecht schon ausreichend ist“.
Unklar ist nach wie vor, ob und inwiefern die bekanntgewordenen Geschäftstätigkeiten von Politikern, Reichen, Sportlern und Banken illegal sind. Darauf weisen auch die an der monatelangen Recherche beteiligten Medien ausdrücklich hin.
Am Mittwochabend verkündete die Partei von Islands Regierungschef Sigmundur David Gunnlaugsson nach massiven Protesten der Bevölkerung den Rücktritt des Premiers, dessen Name im Zusammenhang mit den Enthüllungen aufgetaucht war. Das Volk ist erzürnt, dass der Gunnlaugsson und seine Frau Millionen in einer Offshore-Firma versteckt haben könnten. Nachfolger als Ministerpräsident wird Sigurdur Ingi Johansson, bislang Vizeparteichef der liberalen Fortschrittspartei.
Gestern räumte der britische Premier David Cameron ein, dass er vor seiner Amtszeit Geld in einem Offshore-Trust seines Vaters in Panama angelegt hatte. Er und seine Ehefrau hätten vor seinem Amtsantritt 2010 Anteile im Wert von rund 30.000 Pfund (37.000 Euro) verkauft und dafür Steuern in Großbritannien bezahlt.
Argentinien
Macri unter Druck
„Panama Papers“ rücken Staatschef ins Zwielicht
Mauricio Macri ist derzeit in Erklärungsnot. (Foto: AP)
Buenos Aires (mc/dpa) – Keine vier Monate ist Mauricio Macri im Amt des Präsidenten, da ist er mit dem ersten Skandal konfrontiert. Es geht um Enthüllungen der sogenannten „Panama Papers“, die unter anderem von der „Süddeutschen Zeitung“ am Sonntag veröffentlicht wurden (siehe auch Seite 1). Diese weisen den Staatschef als Direktor des auf den Bahamas eingeschriebenen Unternehmens „Fleg Trading Ltd“ aus. Kurz darauf gelang zudem an die Öffentlichkeit, dass Macri auch als Vizedirektor der in Panama notierten Firma „Kagemusha“ geführt wurde.
Seit gestern läuft gegen den Staatschef eine Untersuchung, die Bundesrichter Federico Delgado nach einer Anzeige des Kongressabgeordneten Darío Norman Martínez (FpV) einleitete.
Macri selber sieht nach den Enthüllungen über die Briefkastenfirmen keine Anhaltspunkte für ein eigenes Steuervergehen. Er habe keine Beteiligung als Aktionär an der Firma gehabt und sei deshalb auch nicht verpflichtet gewesen, die von ihm angenommene Rolle als Direktor in seinen Steuererklärungen zu erwähnen, heißt es in einer am Sonntagabend verbreiteten Erklärung des Präsidialamtes in Bezug auf die Beteiligung an der „Fleg Trading Ltd“.
Die 1998 gegründete und 2009 geschlossene Firma sei Teil der Familien-Holding gewesen, die von Franco Macri, dem Vater des Präsidenten, geführt worden sei. Ziel war, die Ausdehnung von Franco Macris Firma „Pago Fácil“ in Brasilien zu unterstützen. Franco Macri habe Fleg Trading in seinen Steuererklärungen erwähnt. Der Präsidentenvater sagte, dass Mauricio keine Kapitalbeteiligung an der Firma gehabt habe.
Rückendeckung bekam Macri von seiner Parteifreundin Laura Alonso, die seit kurzem die Anti-Korruptionsbehörde (OA) leitet. Sie unterstrich, dass es keine Straftat darstelle, eine Briefkastenfirma in einem Steuerparadies zu gründen. Es bedürfe des Nachweises, dass die Firma für illegale Machenschaften eingesetzt worden sei.
Alonso steht nun selber in der Kritik, da sie offenbar nicht das nötige Maß an Unvoreingenommenheit besitze. So monierte etwa die Parlamentsabgeordnete Margarita Stolbizer, dass Alonso ihren Amtspflichten nicht nachkomme. Folglich müsse sie durch eine unabhängigere Person ersetzt werden.
Für die Kirchner-treue Opposition ist der Fall ein gefundenes Fressen. Niemand gründe eine Briefkastenfirma mit lauteren Absichten, stellte Horacio Recalde, der Fraktionsvorsitzende der „Siegesfront“ im Abgeordnetenhaus, fest. Es gehe bei solchen Scheinfirmen entweder um Geldwäsche oder um Steuerhinterziehung. Wenn es tatsächlich um geschäftliche Expansion in Brasilien gegangen sei, warum habe man dann nicht die Firma in dem betreffenden Land selbst angemeldet?, wollte Recalde wissen.
Zweifel an Macris Erklärungen hat auch Hernán Arbizu. Das einstige Vorstandsmitglied der US-Bank „JP Morgan“ sagte der Zeitung „Página/12“: „Ich kenne niemanden, der eine Gesellschaft auf den Bahamas gründet, um ehrlich seine Steuern zu zahlen.“
Betroffen von den „Panama Papers“ ist nach Darstellung spanischer Medien auch Weltfußballer Lionel Messi. Sie berichteten, Messi und sein Vater Jorge Messi hätten eine Gesellschaft in Panama dazu benutzt, Einnahmen den Finanzbehörden vorzuenthalten.
Die Familie Messi wies die Vorwürfe als „falsch und beleidigend“ zurück. Die Gesellschaft in Panama, mit der Messi in Verbindung gebracht wurde, sei absolut inaktiv, erklärte die Familie. „Sie hat nie über Guthaben oder Bankkonten verfügt.“ Messi habe beim spanischen Finanzamt alle Einnahmen deklariert, die er vor und nach der Einleitung eines Steuerverfahrens gegen ihn und seinen Vater erzielt habe.
Argentinien
Hoffnung auf Freihandel mit Mercosur
EU-Parlamentarier zu Gesprächen in Buenos Aires
Elmar Brok in der deutschen Botschaft. (Foto: mc)
Buenos Aires (mc/dpa) - Der Europapolitiker Elmar Brok (CDU) sieht Fortschritte bei den Gesprächen über ein Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union und dem hiesigen Wirtschaftsbund Mercosur. „Es ist das erste Mal seit langer Zeit, dass die Schlüsselländer Argentinien und Brasilien einem Abkommen mit der EU positiv gegenüber stehen“, sagte der Vorsitzende des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten im Europäischen Parlament vor wenigen Tagen bei seinem Besuch in Buenos Aires.
Durch die vom neuen Präsidenten Mauricio Macri in Gang gesetzten Reformprozesse könne sich Argentinien zu einem „Hotspot“ für ausländische Investitionen entwickeln und zu einem „Motor“ für die Annäherung zwischen EU und Mercosur werden. Unter der Vorgängerregierung von Cristina Fernández de Kirchner sei das Land bei den Verhandlungen eher ein Hindernis gewesen. „Argentinien will die Isolation überwinden und wieder weltoffener werden“, schildert Brok gegenüber dem Tageblatt seine Eindrücke.
Die sechsköpfige Delegation des EU-Parlaments sprach während ihres zweitägigen Besuchs neben Macri auch mit einigen von dessen Fachministern sowie mit Kongressvertretern. Unter den Gesprächspartnern waren Finanzminister Alfonso Prat-Gay, Kabinettschef Marcos Peña, Sicherheitsministerin Patricia Bullrich, Produktionsminister Francisco Cabrera, Vizepräsidentin Gabriela Michetti, Parlamentspräsident Emilio Monzó sowie Julio Cobos und Elisa Carrió als Vorsitzende der Außenausschüsse von Senat und Abgeordnetenhaus.
Die Europaparlamentarier brachten bei den Unterredungen ihren Wunsch zum Ausdruck, dass das Abkommen zwischen den beiden Wirtschaftsblöcken so bald wie möglich unter Dach und Fach gebracht werde. Sie betonten, dass es breite Unterstützung für das Projekt im Europarlament gebe, welches schlussendlich den Vertrag ratifizieren müsse. Im Gegenzug forderten sie ihre argentinischen Amtskollegen im Kongress auf, bei der Beobachtung der Verhandlungen eng mit dem EU-Parlament zu kooperieren, um ein ausbalanciertes Abkommen sicherzustellen.
Die EU-Parlamentsdelegation betonte außerdem, dass das Abkommen nicht auf Wirtschafts- und Handelsthemen beschränkt sein solle, sondern darüber hinaus auch hohe Arbeits-, Sozial-, Umwelt- und Menschenrechtsstandards enthalten möge. Auch geopolitische und gemeinschaftliche Interessen sollten Berücksichtigung finden. Die EU-Parlamentarier luden ihre argentinischen Kollegen ein, in naher Zukunft Brüssel zu besuchen, um den Austausch zwischen der EU und Argentinien zu vertiefen.
Ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und Mercosur steht seit 1999 im Raum. Beide Seiten planen die Vorlage ihrer Vorschläge noch in diesem Monat. Die EU ist für den Mercosur mit Ausfuhren in Höhe von rund 110 Milliarden Euro im Jahr der wichtigste Handelspartner.
Der aus Ostwestfalen stammende Brok ist ein Urgestein der Europapolitik. Mit 36 Jahren Zugehörigkeit zum EU-Parlament ist der 69-jährige Christdemokrat der derzeit dienstälteste Abgeordnete in Straßburg. Brok und seine Parlamentskollegen setzten ihre Reise nach Kolumbien fort. Dort trafen sie Präsident Juan Manuel Santos, um den Friedensprozess in dem Land zu besprechen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Anspruch auf Malwinen betont
Am Jahrestag des Malwinenkrieges hat Präsident Mauricio Macri den Anspruch Argentiniens auf die umstrittene Inselgruppe im Südatlantik unterstrichen. „Diese Inseln, mit denen wir so viele Erinnerungen verbinden, gehören uns“, schrieb der Staatschef am Sonnabend auf Facebook. „Wir werden zurückkehren und dazu die Macht des Dialogs, der Wahrheit und der Gerechtigkeit nutzen.“ Zuvor legte Macri Blumen am Kriegerdenkmal in Buenos Aires nieder. Argentinien hatte am 2. April 1982 eine Invasion auf den Malwinen gestartet, die seit 1833 unter britischer Verwaltung stehen. In dem gut zwei Monate langen Krieg kamen 649 Argentinier, 255 Briten und drei Inselbewohner ums Leben. Vor wenigen Tagen hatte eine UN-Kommission die Hoheitsgewässer Argentiniens im Südatlantik erweitert. Die argentinische Regierung feierte die Entscheidung als entscheidenden Sieg in dem seit Jahrzehnten andauernden Territorialstreit um die Inselgruppe. Diese Entscheidung bekräftige die Souveränitätsrechte Argentiniens über die Malwinen, einer „politisch, wirtschaftlich und strategisch wichtigen Zone“, sagte Außenministerin Susana Malcorra. Die britische Regierung erklärte, das Urteil der UN-Kommission sei nicht bindend. Nach der Wahl des liberalen Macri hatte man in London eigentlich auf eine moderatere Malwinen-Politik in Argentinien gehofft.
Jaime und Báez verhaftet
Mit Handschellen und kugelsicheren Westen wurden sie vorgeführt: Ex-Verkehrsstaatssekretär Ricardo Jaime und Bauunternehmer Lázaro Báez. Beide gelten in den hiesigen Medien als Exponenten der Korruption während der Kirchner-Jahre. Jaime wurde am Wochenende im Rahmen einer Untersuchung mit Verdacht auf Veruntreuung öffentlicher Gelder verhaftet. Konkret geht es um den Kauf gebrauchter Züge aus Spanien und Portugal, die Jaime 2005 als Staatssekretär abschloss. Die Züge waren in schlechtem Zustand, sodass sie teilweise nie zum Einsatz in Argentinien kamen. Jaime schob am Montag vor Gericht in Buenos Aires die Schuld auf seine einstigen Vorgesetzten - Präsident Néstor Kirchner und Infrastrukturminister Julio De Vido. Diese hätten ihm entsprechende Kaufanweisungen gegeben. Gegen Jaime laufen zudem Verfahren wegen Bereicherung im Amt und Vernichtung von Beweismitteln. Báez wurde am Dienstag festgenommen, als er mit einem Privatjet am Flughafen San Fernando (Provinz Buenos Aires) ankam. Als Grund gaben die Behörden Fluchtgefahr an. Dem widersprach Báez, der behauptete, wegen einer Gerichtsvorladung nach Buenos Aires gekommen zu sein. Gegen den Unternehmer, der zahlreiche öffentliche Bauaufträge in der Provinz Santa Cruz erhalten hatte, laufen Ermittlungen wegen Geldwäsche.
„Blitzentführungen“
Die sogenannten „Blitzentführungen“ werden immer mehr zum Problem. Zuletzt gab es in Buenos Aires und Umgebung 16 Fälle, in denen kriminelle Banden Menschen kidnappten und per Telefonanruf bei den Angehörigen Lösegeld für eine schnelle Befreiung forderten. Alleine am 31. März wurden zwei Männer in den Stadtvierteln Mataderos und Villa Real fast gleichzeitig zu Opfern der Express-Entführungen. In einem der beiden Fälle konnten die Gangster auf diese Weise 20.000 Pesos erpressen, ehe sie ihr 28-jähriges Opfer freiließen. In dem anderen Fall gelang es der Polizei, die Geldübergabe (100.000 Pesos) zu vereiteln. Die Entführer ließen ihr Opfer, einen 60-jährigen Mann, frei. Zwei der vier beteiligten Ganoven konnten festgenommen werden.
Entlassungen
10.921 Mitarbeiter im öffentlichen Dienst sind in den vergangenen drei Monaten entlassen worden. Diese Zahl gab Modernisierungsminister Andrés Ibarra am Dienstag auf einer Pressekonferenz bekannt. Doch damit ist offenbar noch lange nicht das Ende der Fahnenstange erreicht. Vielmehr stellten die vorliegenden Freistellungen nur die „erste Etappe“ im Rahmen einer Überprüfung von insgesamt 63.000 Beschäftigungsverhältnissen dar. Laut Ibarra habe es sich bei den bislang Entlassenen um Mitarbeiter gehandelt, die entweder nicht oder nur wenig gearbeitet hätten. In 7311 Fällen liefen die Verträge zum zurückliegenden Jahreswechsel aus. 3610 Betroffene waren über Dritte, beispielsweise Universitäten, eingestellt. 90 Prozent der Entlassenen waren erst in den vergangenen zwei Jahren verpflichtet worden. Die meisten Freistellungen gab es in den Ministerien für Inneres (1342), Soziale Entwicklung (1175), Kultur (1124), Gesundheit (837) und Energie (792).
Lehrerstreik
Die Lehrer sind unzufrieden. Am Montag veranstalteten sie ihren ersten landesweiten Streik, seitdem Mauricio Macri Präsident ist. Die Pädagogen bzw. ihre Gewerkschaften monieren, dass in den Provinzen Santiago del Estero und Jujuy geringere Gehälter gezahlt werden als in den anderen Gliedstaaten des Landes. Zugleich machen sie geltend, dass die kürzlich vereinbarten Gehaltserhöhungen wegen der Inflation und der allgemeinen Gebührenerhöhungen nicht mehr ausreichend seien. Des Weiteren wenden sie sich gegen Entlassungen im Bildungssektor. Sie sehen derzeit rund 2000 Jobs bedroht, bei denen es keine Garantie auf Weiterbeschäftigung gibt. In Buenos Aires, aber auch in Rosario und Neuquén machten die Lehrer mit Demonstrationszügen auf ihre Forderungen aufmerksam. Die Beteiligung am Lehrerstreik war von Provinz zu Provinz unterschiedlich. Während in Misiones rund 85 Prozent der Lehrer dem Streikaufruf folgten, waren es in Santiago del Estero überraschender Weise gerade sieben Prozent.
Regen im Nordosten
Starke Regenfälle haben Mitte der Woche im Nordosten des Landes für Überschwemmungen gesorgt. In den Provinzen Entre Ríos, Corrientes, Formosa und Santa Fe mussten insgesamt 8000 Personen evakuiert werden. In manchen Orten wie der 30.000-Einwohnerstadt La Paz in Entre Ríos, wo der Paraná-Nebenfluss Cabayú Cuatía über die Ufer stieg, kam das öffentliche Leben fast ganz zum Erliegen. Entwarnung gab es zunächst nicht. Bis zum Wochenende haben die Meteorologen anhaltende Regenfälle prognostiziert. (AT/mc/jk/dpa)
Meinung
Malwinen und kein Ende
Am vergangenen Samstag, dem 2. April, feierte Argentinien die damalige Fehlentscheidung der Militärregierung unter General Leopoldo Fortunato Galtieri, die Malwineninseln 1982 militärisch zu besetzen. Der britische Statthalter wurde nach Montevideo versetzt. Ein argentinischer Soldat kam dabei ums Leben. Als Großbritannien die Inseln mit einem Gewaltstreich 1833 besetzte, hatten sie für den Segelschiffsverkehr im Südatlantik eine strategische Rolle, die sie längst ausgespielt hat.
Die britische Premierministerin Margaret Thatcher befand sich damals in ernsten politischen Schwierigkeiten. Sie hatte schlechte Umfragewerte und kaum Chancen, die Wahlen im nächsten Jahr zu gewinnen.. Die Premierministerin entschloss sich, hundert Kriegs- und Zivilschiffe zu mobilisieren, um die Inseln gewaltsam zurückzuerobern, was ihr auch gelang. Fast tausend tote Soldaten war das Ergebnis des ungleichen zweieinhalbmonatigen Krieges. Mitte Juni musste Argentinien sich als geschlagen geben, dessen Soldaten meist unter zwanzigjährigen jungen Männern aus dem Nordosten Argentiniens, die nicht an Kälte und Wind gewohnt waren, wurden gefangen genommen und nach Argentinien heimgeschickt, wo sie nicht in Ehren empfangen wurden. Inzwischen bekommen sie staatliche Lebensrenten,
Damit hatte Großbritannien militärisch gehandelt, wie das Reich im vorigen Jahrhundert weltweit Kolonien beherrschte, die inzwischen unabhängige Staaten geworden sind. Nur die Malwinen, Englisch genannt Falkland Islands, und wenige andere Außenposten erinnern an das britische Imperium. Die Bezeichnung Malwinen stammt aus Frankreichs Saint Malo im Nordwesten der Normandie, woher die erste Entdeckungsexpedition kam. Seit 1833 bestehen alle argentinischen Regierungen auf den Rechtsanspruch auf die Inseln, um dessen Verjährung zu verhindern.
Im Jahr 1965 gelang es der argentinischen Diplomatie, dass die Vollversammlung der Vereinten Nationen eine Resolution verabschiedete, die Argentinien und Großbritannien auffordert, das Thema Malwinen in bilateralen Verhandlungen zu lösen, wobei der argentinische Anspruch auf die Souveränität anerkannt wurde. Keine britische Regierung hat sich seither bereit erklärt, der Einladung der Vereinten Nationen für bilaterale Verhandlungen Folge zu leisten, umso mehr, als Großbritannien nach dem Malwinenkrieg der einheimischen Bevölkerung von rund 3000 Menschen die Selbstverwaltung erlaubte. Ein Plebiszit ergab eine fast hundertprozentige Zustimmung, auf die sich die Londoner Regierung stets bezieht, um der UNO-Resolution für bilaterale Verhandlungen fern zu bleiben.
Außerdem hat die britische Regierung nach dem Krieg eine Sperrzone von 150 Seemeilen um beide Inseln eingeführt, die argentinisches Hoheitsgebiet sind, und vor wenigen Tagen von der UNO erweitert wurden, was die Malwinen umfasst. Die Bewohner leben von Fischereirechten. Auch Erdöllizenzen wurden vergeben, bisher erfolglos.
Vor dem Krieg pflegten die Inseln regen Verkehr mit dem argentinischen Festland. Zwei argentinische Lehrerinnen wurden vor Ort zeitweise eingesetzt, um den Bewohnern Spanisch-Unterricht zu vermitteln. Auf den Inseln leben auch Argentinier, doch der Luftverkehr wird nicht mehr von Santa Cruz, sondern von Südchile aus verrichtet. Präsident Mauricio Macri ist dem Streit in seinen Begegnungen mit dem britischen Premier David Cameron ausgewichen. Alles bleibt, wie es war.
Meinung
Republikaner in Nöten
Von Stefan Kuhn
Kann die Welt jetzt aufatmen? Oder zumindest die Republikanische Partei der Vereinigten Staaten? Nein und nochmals nein! Bei den Vorwahlen der Grand Old Party (GOP) am Dienstag im Bundesstaat Wisconsin wurde die Siegesserie des Politclowns Donald Trump zwar vorerst gestoppt, aber sein schärfster Rivale Ted Cruz liegt immer noch deutlich hinter ihm. Zudem ist er nur unwesentlich gemäßigter als Trump, er drückt sich nur gewählter aus. Der 45-Jährige gilt als weltpolitischer Risikofaktor, religiöser Extremist, Liebling der Tea-Party-Bewegung und Stachel im Fleisch der GOP. Sowohl Trump als auch Cruz hätten bei den Präsidentschaftswahlen am 8. November wohl kaum eine Chance gegen die demokratische Kandidatin Hillary Clinton bzw. den Kandidaten Bernie Sanders.
Bei den Demokraten wird sich wohl Clinton durchsetzen, doch die Partie ist äußerst zäh. Zuletzt musste sie sechs Niederlagen in Folge einstecken. Dass sie dennoch deutlich in Führung liegt, hat sie den „Superdelegierten“ zu verdanken, das sind hauptsächlich Funktionäre und Mandatsträger der Partei. Noch fehlen ihr etwas über 600 Delegierte für die Nominierung, doch das dürfte sie spätestens am 7. Juni erreicht haben, wenn in Kalifornien gewählt wird. Dort werden mit 548 die meisten Delegierten vergeben. In dem Bundesstaat leben viele Latinos, bei denen Sanders bisher nicht punkten konnte. Laut Umfragen liegt Clinton derzeit 14 Prozentpunkte vor Sanders. Aber auch schon am 19. April könnte sie den Abstand zu ihrem Konkurrenten etwas vergrößern. An diesem Tag werden 291 Delegierte in Clintons politischer Heimat New York verteilt. Die frühere First Lady, Senatorin und Außenministerin führt mit 53 zu 43 Prozent.
In New York wählen am selben Tag auch die Republikaner. Favorit ist Donald Trump, er ist im Yorker Stadtteil Queens geboren. Die GOP verteilt die Delegierten aus New York nicht proportional, der Gewinner bekommt den Löwenanteil der 95 Stimmen. Reichen wird Trump aber selbst ein Erdrutschsieg nicht. Er braucht noch 482 Delegierte zur Nominierung. In den jüngsten Umfragen liegt der Milliardär in New York bei 52 Prozent, gefolgt vom gemäßigten John Kasich (25%), dem Gouverneur von Ohio. Cruz kommt auf magere 17 Prozent.
Auf den ersten Blick sind die Republikaner in einem schweren Dilemma. Der Partei sind sowohl Trump als auch Cruz zuwider. Landesweiten Umfragen zufolge würden beide deutlich gegen Clinton verlieren, wobei Cruz noch schlechtere Karten als Trump hat. Wäre Sanders der demokratische Kandidat, würde die Niederlage überraschenderweise noch deutlicher ausfallen. Der 74-jährige Sanders bezeichnet sich selbst als „demokratischen Sozialisten“ - dies in einem Land, in dem selbst das Adjektiv „liberal“ ein Schimpfwort ist.
Glaubt man den Umfragen, hätte nur Kasich im November eine Chance gegen Clinton oder Sanders. Doch Kasich liegt mit 144 Delegierten deutlich hinter Cruz (491) und Trump (755). Selbst der bereits aus dem Rennen ausgeschiedene Marco Rubio ist mit 173 Delegierten noch besser positioniert als der Gouverneur Ohios. Für Trump ist es schwer, die erforderliche Mehrheit von 1237 Delegierten zu bekommen. Er müsste 58 Prozent der noch zu vergebenden Stimmen gewinnen. Im Falle von Cruz ist es unwahrscheinlich, er bräuchte 89 Prozent. Für Kasich ist es unmöglich, denn es stehen nur noch 835 Delegierte aus. Er ist wohl nur noch im Rennen, um die Katastrophe, die Nominierung von Trump oder Cruz zu verhindern.
Darin liegt die letzte Chance, dass doch noch ein Republikaner Nachfolger des amtierenden demokratischen Präsidenten Barack Obama wird. Wenn auf dem Nominierungsparteitag der GOP Mitte Juli in Cleveland kein Kandidat die erforderliche Mehrheit bekommt, werden die Karten neu gemischt. Die meisten Delegierten wären von ihrer Verpflichtung auf einen Kandidaten entbunden, und es könnte ein Alternativkandidat gewählt werden. Für dieses Szenario sind schon Namen wie Paul Ryan, Sprecher des Repräsentantenhauses im US-Kongress, gefallen. Ryan oder ein anderer Kompromisskandidat dürfte bessere Chancen auf einen Sieg gegen Clinton haben, aber solch eine Nominierung könnte ein Drahtseilakt werden. Die Partei würde das Vorwahlergebnis ignorieren, und das bringt gewaltigen Zwist. Ob man diesen in den verbleibenden zweieinhalb Monaten bis zu den Präsidentschaftswahlen beseitigen kann, ist fraglich. Zudem besteht immer noch die Gefahr, dass Trump als Unabhängiger ins Rennen geht, wenn ihn die Partei nicht nominiert.
Meinung
Randglossen
Die Nachrichtenbombe, genannt Panama Papers, über angebliche Steuerhinterzieher weltweit, hat auch in Argentinien gewirkt, weil unter den Millionen Dokumenten auch Präsident Mauricio Macri auftaucht, weil er in einer Gesellschaft seines Vaters Franco Macri, die legal in Panama angesiedelt war, als Direktor fungierte. Dabei stellte sich heraus, dass Macri kein Aktieninhaber war und auch keine Honorare bezogen hatte, so dass er nicht steuerpflichtig war. Zahllose andere Personen, die ihr Vermögen in Panama angesiedelt hatten, um der Steuerpflicht zu entgehen, werden jetzt von den Steuerfahndern gesucht. Bisher ist nicht bekannt, wer diese Liste in Panama zusammengestellt und weltweit verbreitet hat, darunter auch argentinische Steuerhinterzieher. Pech gehabt.
Die Verhaftung von Lázaro Báez am Flughafen von San Fernándo, als er seinem Flugzeug entstieg, hat wie eine Bombe in der Öffentlichkeit eingeschlagen. Báez war in der südpatagonischen Provinz Santa Cruz notorischer Strohmann der Kirchners, und muss sich jetzt vor dem Richter verantworten. In Santa Cruz hatten die Kirchners ihm die meisten Bauaufträge zugeschanzt, die er mit Überpreisen erhalten hatte. Das Geschäft ist geplatzt. Báez kann die Gehälter nicht mehr bezahlen. Seine Angestellten sind jetzt arbeitslos. Dieser Tage muss sich auch Expräsidentin Cristina Kirchner dem Gericht stellen, um ihre Lage zu erklären, zuerst über ihre Verantworung in den Termingeschäften ihres Zentralbankpräsidenten Alejandro Vanoli und dann über die Korruptionsgeschäfte von Báez mit den Kirchnerhotels. Peinlich.
Oh, wie schön ist Panama, heißt eine Geschichte des deutschen Kinderbuchautors Janosch, in der sich der kleine Tiger und der kleine Bär auf die Reise in ihr Wunschland machen. In der krassen Realität ist das anders. Große Tiger und Bären lassen ihr Geld über Panama in andere Wunschländer reisen. Das enthüllen die „Panama Papers“, in denen Namen von aktiven und ehemaligen Politikern, Geschäftsleuten, Sportlern und Sportfunktionären sowie anderen berühmten und weniger berühmten Personen auftauchen. Das ist zwar per se nicht strafbar, riecht aber sehr nach Steuerhinterziehung oder -betrug, und wird wohl einen Rattenschwanz an Ermittlungsverfahren nach sich ziehen. Der kleine Tiger und der kleine Bär bleiben am Ende zu Hause. Dort hätten die großen Tiere ihr Geld besser auch gelassen.
Frankreich und Deutschland wagen einen ethischen Quantensprung. In beiden Ländern gibt es künftig neue Prostitutionsgesetze. Ähnlich wie in Schweden und Norwegen sollen nicht die Prostituierten bestraft werden, sondern die Freier. Das heißt, Prostitution ist erlaubt, dafür zu bezahlen nicht. In Deutschland hört sich das etwas vernünftiger an, denn dort stehen nur die sexuellen Dienste von Zwangsprostituierten unter Strafe. Der Effekt des Gesetzes dürfte ähnlich sein, denn kaum ein Freier wird über die Art des Arbeitsverhältnisses der Sexarbeiterin informiert sein. Positiv an der Regelung ist, dass Prostituierte entkriminalisiert werden, doch das ist den meisten relativ egal. Sie fürchten, dass das Milieu in die Klandestinität abdriftet und die Freier künftig die Bedingungen stellen. Vor allem fürchten sie um ihren Job.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im März: +30,7%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, lagen im März 2016 mit $ 105,40 Mio. um 30,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Im 1. Quartal waren es $ 435,22 Mrd., 32,1% über dem Vorjahr. Die Zunahmen liegen leicht unter der Inflation, wie immer man diese misst. Die Zunahme wurde im März stark durch die günstige Entwicklung der Export- und Importzölle beeinflusst.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 24,45 Mrd., +16,8%. Hier hat sich die Erhöhung des steuerfreien Minimums ausgewirkt, aber auch die schwache Konjunktur. Die Zunahme lag bei der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer bei 12%, während die beim Zollamt einbehaltene Gewinnsteuer ein Plus von 86,5% ergab.
- Mehrwertsteuer: $ 45,86 Mrd., +35,3%. Auch bei dieser Steuer zeigt sich das gleiche Phänomen: während die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 23,6% über dem Vorjahr lag, betrug die Zunahme bei der vom Zollamt einbehaltenen Steuer 65,1%. Die Rückgabe der MwSt an Exporteure, wegen schon in vorangehenden Etappen bezahlter Steuer, betrug $ 111 Mio., gegen $ 2,5 Mio. im Vorjahr. Auch die Rückvergütungen, die Subventionen für industrielle Produkte darstellen, lagen mit $ 1,63 Mrd. weit über dem Vorjahr, als sie nur $ 1 Mio. erreichten. Die Macri-Regierung hat die Exporteure besser behandelt als die Kirchners.
- Interne Steuern: $ 2,81 Mrd., +21,6%. Diese Steuern, die vornehmlich Zigaretten betreffen, aber auch bestimmte alkoholische Getränke und Luxusgüter, bringen eine gedämpfte Konjunktur zum Ausdruck.
- Exportzölle: $ 6,40 Mrd., +41,7%. Hier hat sich vornehmlich die Abwertung ausgewirkt. Doch ebenfalls wurden niedrigere Dollarpreise durch höhere Mengen ausgeglichen.
- Importzölle: $ 4,83 Mrd., +72,8%. Auch hier kommt die Freigabe vorher gebremster Importe zum Ausdruck. Die erhöhten Importe waren vornehmlich für die Industrie von Bedeutung, die vorher wegen Mangel an Rohstoffen und Teilen Schwierigkeiten mit ihrer Produktion hatte. Das wurde jetzt normalisiert.
- Benzinsteuer: $ 1,55 Mrd., -18%. Der stark gestiegene Preis und die schwache Konjunktur haben den Benzinkonsum drastisch verringert, und zwar um mehr als die Preiserhöhungen.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 0,83 Mrd., +107,5%. Hier hat sich vor allem die Steuer auf Pressgas ausgewirkt, das viel billiger als Benzin ist, so dass ein starker Übergang auf den Einsatz dieses Brennstoffes bei Automobilen stattgefunden hat.
- Weitere Brennstoffsteuern (Auf Dieselöl und Gas): $ 1,40 Mrd., +1,2%. Auch hier kommt eine Konsumabnahme zum Ausdruck, da die Zunahme des Erlöses weiter unter der Preiszunahme liegt.
- Persönliche Güter: $ 355 Mio., -21,2%. Diese Abnahme ist auffallend, da das persönliche Vermögen, das von dieser Steuer erfasst wird, auf alle Fälle wertmässig zunimmt, aber auch real normalerweise eine Zunahme ausfweist. Ausserdem werden jedes Jahr mehr Personen von der Steuer erfasst, weil ihr Vermögen allein wegen der Inflation über dem steuerfreien Minimum zu liegen kommt, und somit die Steuer auf den gesamten Betrag berechnet wird.
- Schecksteuer: $ 9,89 Mrd., +43,9%. Hier fällt auf, dass die Zunahme über der Inflation liegt, was auf einen starken Übergang von Barzahlungen auf Zahlungen über Bankdepositen (Schecks, Zahlkarten und Überweisung über Internet) hinweist.
- Soziale Sicherheit: $ 37 Mrd., +30,3%. Die Zunahme entspricht etwa den Lohnerhöhungen, bringt aber keine Erhöhung der legalen Beschäftigung zum Ausdruck.
Vom gesamten Steuererlös vom März gingen $ 46,17 Mrd. (43,80%) an den Nationalstaat, $ 27,54 Mrd. (26,19%) an die ANSeS, $ 27,98 Mrd. (26,54%) an die Provinzen, und $ 3,70 Mrd. wurden für sogenannte nicht budgetäre Ausgaben eingesetzt, die u.a. den Anteil umfassen, den die AFIP direkt als Prozensatz auf den Steuererlös erhält.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,00 gegen $ 14,87 am Mittwoch der Vorwoche, und um 11,86% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen $ 29,46 Mrd. gegen $ 29,85 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.16 bei $ 15,61 zum 30.09.16 bei $ 16,64, zum 30.12 bei $ 17,59 und zum 24.2.17 bei $ 18,20. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 27,84%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,98 für den Ankauf gegen $ 15,34 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 4,75%, liegt jedoch um 5,03% über Ende 2015.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 3,59% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos lagen gegenüber Ende 2015 im Minus mit 0,96%. Boden 2024 gewannen 0,93% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 4,82% im Plus gegenüber Jahresende 2015.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 316,91 (Vorwoche $ 316,80) und bei 24 Karat um $ 452,74 (Vorwoche $ 452,58) gehandelt.
***
Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.4.2016 um 29,71%, bei einer Abnahme von 3,04% im Laufe dieses Jahres. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 27,99%, bei einer Abnahme von 5,07% ab Ende Dezember 2015.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in einem Jahr zum 4.4.2016 um 24,95% auf $ 1,25 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 30,59% auf $ 853,80 Mrd. zu. Die Depositen in Dollar stiegen um 45,87% auf u$s 14,31 Mrd., und die Kredite in Dollar nahmen um 11,70% auf u$s 4,14 Mrd. zu. Während im Pesobereich die Kredite 68,30% der Depositen ausmachen, waren es im Dollarbereich nur 28,93%. Da hier die Pflichtreserven nur 20% betragen, sollten theoretisch 80% der Depositen ausgeliehen werden.
***
Produktionsminister Francisco Cabrera gab bekannt, dass er 65 Investitionsprojekte für einen Gesamtwert von ca. u$s 20 Mrd. bearbeite, die gelegentlich vollzogen werden.
***
Der Rindfleischkonsum pro Kopf lag im ersten Quartal 2016 mit 55,9 kg um 5,9% unter der gleichen Vorjahresperiode, gab die Kammer der Fleischindustrie CICCRA bekannt. Die Schlachtungen lagen im 1. Quartal mit 2,87 Mio. Tieren um 5,5% und die Exporte mit 41.600 Tonnen (Fleisch mit Knochen) um 14,8% unter dem Vorjahr.
***
Zwei weitere Fonds, die nicht umgeschuldete argentinische Staatsbonds halten, Red Pines und Spinnaker, haben das Angebot der argentinischen Regierung angeommen. Es handelt sich nur um u$s 250 Mio., doch damit hätten sich schon Holdouts für 85% des Gesamtbetrages dem neuen Angebot angeschlossen. Insgesamt haben schon Holdouts, die inagesamt u$s 8,13 Mrd. ausmachen, das Angebot angenommen, davon u$s 6,69 Mrd. mit Klagen in New York und u$s 1,44 Mrd. mit Klagen in Italien.
***
Im März wurden 40.799 Motorräder im ofiziellen Register eingetragen, 4,3% unter dem Vorjahr. Im 1. Quartal waren es 114.227 Einheiten, 3,7% unter dem Vorjahr. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Im März lag Motomel mit einem Anteil von 17,4% an erster Stelle, gefolgt von Zanella (16,8%), Honda (14,7%), Corven (14,3%) und Yamaha, Güera und Guerrero.
***
Der Construya-Index, der auf der Grundlage der Lieferungen von Baumaterialen (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Fliessen, Farben u.a. Produkte) von den wichtigsten Unternehmen auf diesem Gebiet aufgestellt wird, verzeichnet im März einen interanuellen Rückgang von 9,6%.
***
Die Kosten des Nahrungsmittelkorbes, den das Wirtschaftsinstitut FIEL für die Stadt Buenos Aires berechnet, lagen im März um 3,4% über Februar und um 33,3% über März 2015.
***
Oil M&S, das Erdölunternehmen von Cristóbal López, das Oil Combustibles zusammen mit Inversora M&S kontrolliert, hat Ende der Vorwoche einen Vergleich vor Gericht beantragt. Das finanzielle Problem der Firma beruht auf der Schuld von $ 8 Mrd. von Oil Combustibles gegenüber der AFIP, die sie jetzt kurzfristig zahlen muss, nachdem die Zahlung in Raten auf längere Zeit, die ihr der ehemalige AFIP-Direktor Ricardo Echegaray gewährt hatte, rückgängig gemacht wurde. In der Tat konnte für einen Betrag, den das Unternehmen für Rechung des Staates einbehält, der der Firma somit nicht gehört, keine Zahlung in Raten gewährt werden. Ausserdem ist diese gemäss Gesetz nur zulässig, wenn das Unternehmen ein normales Liquiditätsproblem hat, aber nicht, wenn es das Geld für Käufe von anderen Unternehmen einsetzt, wie es in diesem Fall geschah. Da Oil Combustibles ohnehin unter den niedrigen Erdölpreisen leidet, ist es nicht ausgeschlossen, dass das Vergleichsverfahren in einem Konkurs („quiebra“) endet, womit die AFIP dann bestenfalls einen Bruchteil ihrer Forderung erhält. Die AFIP bemüht sich, dass der Holding Indalo auch für Oil M&S haftet. Die Spielkasinos und die Spielmaschinen in Palermo sind sehr rentabel und würden die Zahlung der Schuld gegenüber der AFIP sichern. Vorerst ist es jedoch nicht sicher, dass es gelingt, die These der solidarischen Haftung des Holdings juristisch durchzusetzen. Für Cristóbal López geht es jetzt darum, Oil M&S und auch Medienunternehmen aufzugeben, aber das sehr rentable Spielgeschäft zu behalten.
***
Durch Dekret 531/16 hat die Regierung das Gesetz 27.191 reglementiert, das sich auf die Förderung von erneuerbaren Energien bezieht. Das Gesetz sieht vor, dass 2017 8% der konsumierten Energie aus alternativen Quellen stammen muss (was Wasserkraftwerke ausschliesst und sich an erster Stelle auf Wind- und Sonnenkraftwerke bezieht) und Stromverbraucher von über 300 KW, die sich nicht an dies halten, mit einer Busse bestraft. Der Koeffizent von 8% steigt dann bis 2025 schrittweise auf 20%. Die Regierung beabsichtigt, einen Treuhandfonds von $ 12 Mrd. zu schaffen, um Projekte für erneuerbare Energie zu finanzieren. Die Ausschreibungen für einzelne Projekte werden im 2. Quartal 2016 beginnen. Das Energiesekretariat arbeitet noch an Normen über den Anteil der staatlichen Finanzierung an einem privaten Projekt, und auch über die Beteiligung lokaler Liferanten. Die Unternehmen, die sich an den Projekten beteiligen, erhalten ausserdem Steuervergünstigungen.
***
Das chinesische Unternehmen MCC, das das Eisenerzbergwerk Sierra Grande, in der Provinz Rio Negro, betreibt, befindet sich wegen des niedrigen Preises für Eisenerz in einer schwierigen Lage. Der Preis ist von u$s 160 je Tonne im Jahr 2013 auf jetzt u$s 46 gefallen. Die Firma hat dem Gouverneur Weretilnek mitgeteilt, dass sie die Hälfte ihrer Belegschaft von 446 Personen entlassen werde, wenn sie keine finanzielle Hilfe von der Provinz erhält. Das Unternehmen hatte 525 Arbeitnehmer, von denen es schon 101 entlassen hatte. Danach schuldet die Firma den Arbeitern 50% der Löhne vom Januar und Februar 2016.
***
Der bilaterale Aussenhandel mit Brasilien lag im März um 14,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, wobei die argentinischen Lieferungen um 23,6% und Importe aus Brasilien um 7,2% zurückgingen. Dabei verblieb ein Defizit für Argentinien von u$s 316 Mio., mehr als doppelt so viel wie im Vorjahr. Argeninien lag im März auf dem vierten Platz der Lieferanten von Brasilien, und lag hinter Deutschland. Die Consulting-Firma abeceb weist auch darauf hin, dass die Exporte Argentiniens nach Brasilien im 1. Quartal 2016 um 27,6% unter dem Vorjahr lagen, wobei sich der Rückgang weitgehend auf Kfz und deren Zubehörteile konzentriert.
***
Die Omnibuschauffeure haben eine Lohnerhöhung von 29% erhalten. Doch der Leiter der Gewerkschaft, Roberto Fernandez, erklärte, dass es eine neue Verhandlung geben werde, wenn die Inflation die Schätzung der Regierung, von 25%, übersteigt.
***
Das Bauunternehmen Austral Construcciones, von Lázaro Báez, ist am Ende. Es hat schon um die 3.000 Arbeiter entlassen, zahlt den Lieferanten seit Monaten nicht mehr, hat zahlreiche Baustellen mit Maschinen, Lastwagen u.a. Dingen einfach aufgegeben und kumuliert schon 563 ungedeckte Schecks für einen Gesamtbetrag von $ 33,82 Mio. Austral erhielt von der Strassenbaudirektion ab 2010 51 Aufträge für Santa Cruz, von insgesamt 83 für die ganze Provinz, und erhielt dabei $ 16,39 Mio. An zweiter Stelle steht Petersen, Thiele & Cruz mit nur $ 2,11 Mio. Austral erhielt 2015 vom Strassenbauamt Vialidad Nacional $ 16,39 Mio. An zweiter Stelle steht Petersen, Thiele & Cruz mit nur $ 2,11 Mio. Austral erhielt 2015 die Zahlung der Bauzertifikate in 34 Tagen, während die anderen Unternehmen 231 Tage warten mussten. Doch Báez ist offensichtlich nicht bereit, den hohen Gewinn der vergangenen Jahre in die Rettung des Unternehmens zu investieren.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires hat ihre Schätzung der Sojabohnenernte für dieses Jahr von bisher 58 auf jetzt 60 Mio. Tonnen erhöht, also nur 800.000 Tonnen unter dem Vorjahr liegen würde. Die jüngste Schatzung beruht auf den hohen Ertträgen, die bei den schon geernteten 1,5 Mio. ha bei 3740 kg por Hektar liegen.
***
Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im März um 5,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat der Verband CAME ermittelt. Das erste Quartal liegt um 4,2% unter dem Vorjahr. Am stärksten gingen im März die Bereiche elektrische Haushaltsgeräte und Eletronik (-10,2%) und Baumaterialien (-9,1%) zurück.
***
Der Anteil von Bioethanol am Benzin wurde ab April 2016 von 10% auf 12% erhöht. Nachdem dies Anfang Februar von Präsident Macri schon angekündigt worden war, ist das entsprechende Dekret in der Vorwoche im Amtsblatt erschienen. Dabei wurde auch bestimmt, dass der Anteil des mit Zuckerrohr hergestellten Bioethanols 50% betragen muss, wobei das Bioethanol aus Mais ebensoviel ausmacht, nachdem es bisher einen Anteil von 57% hatte. Dies wurde mit der kritischen Lage der Zuckerwirtschaft begründet, die unter den niedrigen Weltmarktpreisen für Zucker leidet. Der Alkohol, aus dem das Bioethanol erzeugt wird, ist bei der Zuckerwirtschaft ein Nebenprodukt, das bei der Verarbeitung der Bagasse erzielt wird. Die Erhöhung des Anteils von Bioethanol spart Benzinimporte, bedeutet jedoch einen Verlust für den Fiskus, weil die Brennstoffsteuer beim Bioethanol entfällt. Angeblich soll das Bioethanol umweltfreundlicher sein als das normale Benzin.
***
Paolo Rocca, der die Techint-Gruppe kontrolliert, erklärte, die Tochterfirma Tenaris Siderca werde ihre Fabrik von nahtlosen Röhren in Campana, nördlich der Stadt Buenos Aires, schliessen, wenn die Regierung den Import von Röhren für die Gasleitung erlaubt, die in Córdoba vorgesehen ist. und schon vom vorangehenden Gouverneur, José Manuel de la Sota, an die Firmen Electroingeniería, Calcaterra und Odebrecht zugeteilt wurde, mit einem Kostenvoranschlag von insgesamt $ 7,5 Mrd. Das würde bedeuten, dass ca. 5.000 Arbeiter entlassen werden, worüber sich die Gewerkschaft der Metallarbeiter UOM aufgeregt hat. Es handelt sich hier darum, dass der Gouverneur von Córdoba, Juan Schiaretti, mit China verhandelt, um die Lieferung der nahtlosen Stahlröhren einer chinesischen Firmen zuzuteilen, wobei eine chinesische Bank das Projekt finanziert. Es geht hier um 55.000 Tonnen Röhren. Techint soll angeblich der Provinz Córdoba einen niedrigeren Preis für die Röhren angeboten haben, kann aber keine Finanzierung bieten. Die Regierung sollte sich bemühen, von der Weltbank oder der interamerikanischen Entwicklung eine Finanzierung zu erhalten.
***
Produktionsminister Francisco Cabrera und der Gouverneur von Salta Juan Manuel Urtubey gründeten in dieser Provinz einen föderalen Rat für die Produktion. Nach Cabreras Aussagen schafft die staatliche Förderungsbank BICE einen Fonds von $ 1 Mrd., um Kredite für kleine und mitlere Unternehmen in den Nordprovinzen zu einem Zinssatz von 16% zu gewähren. Das bedeutet für die Bank oder die Staatskasse einen Verlust, da die Zinsen allgemein viel höher liegen.
***
Im Februar wurden nach Angaben des Agenturenverbandes ACARA insgesamt 55.814 Kfz im staatlichen Register eingetragen, was dem Verkauf an die Kunden entspricht, und damit 13,1% mehr als im gleichen Monat des Vorjahres. Im Verlauf des ersten Quartals sind 161.584 Fahrzeuge verkauft worden, 1,7% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode.
***
Der Immobilienmarkt in der Bundeshauptstadt - aber auch in der Provinz Buenos Aires- zeigt erste Anzeichen einer langsamen Erholung. Im Februar wurden 1197 Eigentumsurkunden ausgehändigt, 17,8% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, und in Werten $ 2.668,5 Mrd., 89,5% mehr. Nach Angaben des Verbandes der Notare wurden im Januar und Februar 13,5% mehr Urkunden als im Vorjahr fertiggestellt. Dennoch hat man noch einen weiten Weg bis die 3817 Urkunden erreicht werden, die noch in den ersten beiden Sommermonaten im Jahr 2011 unterschrieben wurden. In der Provinz Buenos Aires sind im Februar 4.709 Urkunden, 5,9% mehr als im Februar 2015, unterzeichnet worden.
***
Die Regierung hat ein System eingeleitet, durch das die Provinzen bei öffentlichen Bauten in ihrem Gebiet ein Drittel der Kosten selber tragen. Das stellt in den meisten Fällen die Gouverneure vor eine schwierige Lage. Doch Córdoba, Entre Rios und Chaco haben schon zugesagt. Dies soll indirekt die Gegenpartien der Rückgabe der 15% des Betrages der nationalen Steuern sein, die unter dem Nationalstaat und den Provinzen verteilt werden. Diese 15% wurden abgezogen, als das private Pensionierungssystem eingeführt wurde. Nach der Rückverstaatlichung hatte der Abzug keine Grundlage mehr, wurde jedoch beibehalten. Einige Provinzen, wie San Luis, die die Nationalregierung in dieser Sache vor Gericht verklagt haben, haben vom Obersten Gerichtshof schon recht erhalten. Daraufhin hat CFK kurz vor Abschluss ihrer Regierungsperiode, das Gleiche für alle Provinzen verfügt. Das wurde dann von Macri ausser Kraft gesetzt, muss jedoch gelegentlich wieder eingeführt werden.
***
Nach Berechnung der Fachleute der Gewerkschaftszentra CGT lag die Monatsinflation im März bei 4,83%. Innerjährlich erreichte der Preisauftrieb nach dieser Quelle 37,87%. Die privaten Beratungsbüros lagen mit ihrer Schätzung für März bei durchschnittlich 3,5%, und bei einem Jahresdurchschnitt von 32% bis 35%. Das gewerkschaftsnahe „Observatorio de Datos Económicos y Sociales“ rechnete für einen Erwachsenen einen Monatsbetrag von $ 3753 aus, um nicht in die Armut zu fallen.
***
Im weiteren Jahresverlauf soll es keine neue Tariferhöhungen geben. Dies versicherte Finanzminister Adolfo Prat-Gay. Weiter sagte er, dass die neuesten Tariferhöhungen im Bereich der Bundeshauptstadt das Ziel verfolgen, Beihilfen zu reduzieren und mehr Gerechtigkeit gegenüber dem Landesinneren zu schaffen.
***
Die lokale Produktion von Kfz erreichte im März 46.209 Einheiten, 8,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Doch die Lieferungen an die Agenturen betrugen 60.694 Einheiten, 20,1% über dem Vorjahr. Die Exporte erreichten nur 17.192 Kfz, 37,9% unter dem Vorjahr. Hier spiegelt sich die tiefe Krise in Brasilien wieder. Im 1. Quartal betrugen die Produktion 98.168 Einheiten
(-18,1%), die Lieferungen an die Agenturen 162.139 Einheiten (+29,4%) und die Exporte 35.258 Einheiten (-40,2%).
***
In Rio Negro wird damit gerechnet, das, die Produktion von Äpfeln in dieser Provinz und Neuquén dieses Jahr um 50% unter dem Vorjahr liegen wird, und die von Birnen um 30%. Über den Hafen von Bahía Blanca u.a. patagonische Häfen wurden im 1. Quartal 2016 nur 115.00 Tonnen Äpfel und Birnen exportiert, 2% über dem Vorjahr, das in dieser Beziehung eine wahre Katastrophe war. Von den Exporten dieses Jahres gingen 31.000 t nach Russland, 21.000 t nach den USA, 18.500 t nach den Niederlanden und nur 1.300 t nach Brasilien, das in früheren Jahren ein grosser Käufer war. Die anormal niedrigen Einnahmen der Obstproduzenten, weil ein grosser Teil der vorangehenden Ernte nicht einmal geerntet wurde, und dann die Preise niedrig waren, hat dazu geführt, dass die Pflanzungen vernachlässigt wurden, und somit eine geringere Produktion ergeben.
***
Die ZB erhielt bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 69,44 Mrd., von denen $ 66,48 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig verfielen Lebac für über $ 50 Mrd., so dass eine Zunahme des Bestandes von $ 13,50 Mrd. verblieb. Doch ausserdem hat die ZB Lebac für $ 8,47 Mrd. auf dem sekundären Markt gekauft, so dass die kontraktive Wirkung $ 21.97 Mrd. erreicht. Der Zinssatz für kurzfristige Lebac (35 Tage) verblieb bei 38%. Bei 63 bis 252 Tagen waren es zwischen 32,25% und 35,45%. Bei Lebac in Dollar wurden u$s 479 Mio. erneuert.
***
Die Geflügelfleischproduktion lag im 1. Bimester 2016 um 8,5% unter dem Vorjahr, der Konsum sank um 7,9%, und der Export um 26,3%, berichtet die Consulting-Firma IES. 2015 war die Geflügelfleischproduktion um 1,9% auf fast 2 Mio. Tonnen gestiegen, wobei der Binnenkonsum um 7,1% auf 1,8 Mio. t auf einen Rekord von 43 kg pro Einwohner stieg. Die Geflügelindustrie verliert durch die von der Macri-Regierung getroffenen Massnahmen an Konkurrenzfähigkeit, da der interne Preis für Mais wegen der Abschaffung des Exportzolles stark gestiegen ist, und auch bei Sojamehl eine ähnliche Wirkung wegen der Verringerung des Exportzolles von 35% auf 30% entsteht. Mais und Sojamehl sind die Hauptfuttermittel für Geflügel.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
ThyssenKrupp will alleiniger Eigentümer des brasilianischen Stahlwerkes CSA werden. Dazu hat sich der Industrie- und Stahlkonzern mit dem Minderheitseigentümer, dem brasilianischen Unternehmen Vale, auf die Übernahme von dessen 26,87-Prozent-Anteils geeinigt. Als Gegenleistung wurde ein «symbolischer Kaufpreis» vereinbart, wie ThyssenKrupp mitteilte. Dazu kommt ein Bonus für den Fall eines Verkaufs von CSA. Der Transaktion zustimmen muss noch der Aufsichtsrat von Thyssen. Zudem bedarf es der Genehmigung von Aufsichtsbehörden.
***
Panama galt in den letzten Jahren als die neue Steueroase. Ein äußerst liberales Bankengesetz hat zahlreiche Kreditinstitute nach Mittelamerika gelockt. Derzeit sollen etwa 90 Banken Einlagen in Höhe von rund u$s 65 Mrd. verwalten. Die Finanzkrise ging an Panama weitgehend vorbei und brachte dem Finanzplatz sogar zusätzliche Investitionen. Der Internationale Währungsfonds lobt in seinem jüngsten Bericht die Stabilität des Bankensektors. Nachdem sich die Schweiz zuletzt von ihrem Bankgeheimnis verabschiedet hatte, galt Panama vielen als neue Steueroase. Doch immer wieder gibt es Berichte über illegale Transaktionen, besonders letzte Woche. Die Regierungen der grossen Staaten haben jetzt beschlossen, den Fall näher zu untersuchen. Voraussichtlich wird jetzt Panama, wie seinerzeit die Schweiz, unter Druck gesetzt, um das Steuergeheimnis abzuschaffen, oder auf alle Fälle zu beschränken. (dpa/AT)
***
Der US-Autobauer Ford errichtet ein neues Werk für Kompaktwagen in Mexiko. Die Amerikaner investieren u$s 1,6 Mrd. in die Fabrik im Bundesstaat San Luis Potosí. Die Bauarbeiten beginnen im Sommer. Bis 2020 sollen in dem Werk 2800 direkte Arbeitsplätze entstehen. Mexiko ist für Ford der viertgrößte Produktionsstandort nach den USA, China und Deutschland. Das Unternehmen fertigt dort Autos für die USA, Kanada, Lateinamerika und Asien. Mexiko ist der siebtgrößte Autoproduzent der Welt. Bis 2020 will das Land Indien und Südkorea überholen und sich einen Platz unter den Top Five sichern. Bis dahin sollen fünf neue Werke die Arbeit aufnehmen. Die Regierung geht davon aus, dass die Jahresproduktion damit auf rund 5 Mio. Fahrzeuge gesteigert werden kann. (dpa)
***
Die PKW Produktion in Brasilien ist im ersten Jahresquartal stark um 27,8% innerjährlich zurück gegangen. Insgesamt wurden 482.300 Autos, Lastwagen und Busse hergestellt.
***
In Chile lag der Vetrauensverlust der Unternehmer an die wirtschaftliche Weiterentwicklung vom letzten März so tief wie im März 2009. Das geht aus dem von der Universität Adolfo Ibañez monatlich erstellten Index heraus. Besonders pessimistisch zeigten sich die Wirtschaftsakteure aus den Bereichen Industrie, Bergbau und Bau.
***
In Brasilien forderten im 1. Quartal 2016 409 Unternehmen ein gerichtliches Vergleichsverfahren, gegen 191 in der gleichen Vorjahresperiode. Auch dies ist Ausdruck der Rezession, die 2015 mit einem BIP-Rückgang von 3,8% zum Ausdruck kam, wobei für dieses mindestens ein Minus von 3,5% erwartet wird.
***
Geschäftsnachrichten
Solvay Indupa
Dieses Tochterunternehmen der belgischen Solvay Vinyls Holding, mit Fabrik in Bahía Blanca, hat von dieser einen Kapitalbeitrag von u$s 25 Mio. erhalten, um seinen hohen Verlust zu decken. Solvay Indupa erlitt 2015 einen Verlust von $ 460 Mio., bei einem Umsatz von $ 2,62 Mrd., 2,2% unter dem Vorjahr, was in Mengen eine viel höhere Abnahme bedeutet. Die Firma litt auch unter dem schlechten Ergebnis ihrer Tochtergesellschaft in Brasilien, Solvay Indupa do Brasil, die 2015 einen Verlust von umgerechnet $ 299 Mio. auswies. Das lokale Unternehmen befasst mit der Herstellung und dem Vertrieb von PVC (Polivynilchlorid) und Ätznatron.
Mafissa
Die Firma „Manufactura de Fibras Sintéticas“, (Mafissa), die sich auf Garne und synthetische Fasern in ihrer Fabrik in Olmos, bei La Plata, spezialisiert, mit mehr als 63 Jahren auf dem Markt, kündigte eine Investition von $ 105 Mio. zum Kauf von neuen Maschinen an. Darüber hinaus plant die Firma, mehr gebrauchte Polipropilenflaschen einzusetzten, um daraus Fasern u.a. Produkte herzustellen. Die Kapazität soll bis Januar 2017 um 40% erweitert werden, und auch die Belegschaft von gegenwärtig 650 Menschen, soll erhöht werden.Ursprünglich hiess das Unternehmen „Petroquímica sudamericana“. Vor vier Jahren nahm das Unternehmen auch die Produktion von besonderen Textilien für den Bergbau auf.
Fiat Chrysler
Ab Mai kommenden Jahres wird dieser Autobauer in Ferreyra, Córdoba, ein neues Sedan Modell der Klasse B herstellen. Vorgesehen ist eine Produktion von 100.000 Autos. 80% sollen ins lateinamerikanische Ausland exportiert werden. Das Unternehmen investiert zu diesem Zweck u$s 500 Mio. Fiat Chrysler stellt vorerst keine neue Arbeistplätze in Aussicht. Die Ankündigung erfolgte in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri und des CEO von Fiat Chrysler, Sergio Marchionne, und nachdem das Werk schon einen Monat still liegt. Zunächst sollen 30% der Autoteile aus argentinischer Produktion stammen. Später soll der Prozentsatz auf 50% steigen. Das Unternehmen plant, an die 20 neue Lieferanten für dieses Projekt unter Vertrag zu nehmen. Auch die Provinzregierung trägt mit $ 6 Mio. für Ausbildungszwecke und. $ 9 Mio. für Strassenbauten rund um das Werk bei.
Foresun
Dieses chinesische Unternehmen hat von der brasilianischen Marfrig Global Foods drei Schlachthäuser in Argentinien für u$s 75 Mio. gekauft: eines in Hughes (Provinz Santa Fé), eines benannt „Estancias del Sur“ (in Córdoba) und ein drittes in Vivoratá (Buenos Aires). Hinzu kommt noch ein unlängst fertiggestellter „feedlot“ für 20.000 Rinder in Monte Ralo, Córdoba. Foresum ist in China das grösste Unternehmen auf dem Gebiet der Rindfleischproduktion, mit einem Vermögen von u$s 320 Mrd. Die Firma hat schon 2014 die Expansion ausserhalb Chinas eingeleitet, mit dem Kauf von zwei Schlachthöfen in Australien. Letztes Jahr fand eine Übernahme in Uruguay statt.
Wintershall
Wintershall, Deutschlands grösster Öl- und Gasproduzent, will seine Tätigkeit in Argentinien, trotz einer Senkung der Bohrungen nach neuen Feldern sowie Einsparungen von E 200 Mio., ausbauen. Das sagte Wintershall-Vorstandschef Mario Mehren bei der Vorlage der Jahresbilanz 2015. Der Gewinn der BASF-Tochter sank im vergangenen Jahr auf E 1,05 Mrd., nach E 1,46 Mrd. 2014. (dpa)
Wirtschaftsübersicht
Die Tarifexplosion
Am Freitag, dem 1. April, traten Tariferhöhungen von 300% für Gas und fliessendes Wasser in Kraft, und am 8. April kommen noch Tariferhöhungen beim Transport von ca. 100% hinzu. Damit sind die Erhöhungen der Tarife für öffentliche Dienste, die schon vor einigen Wochen mit dem elektrischen Strom eingeleitet wurden, komplett. Die Tarife waren allgemein in den letzten Jahren stark hinter der Inflation und der Kostenentwicklung zurückgeblieben, was den Staat zwang, die Subventionen für diese Dienste stark zu erhöhen, was entscheidend zum untragbar hohen Defizit der Staatsfinanzen beitrug. Die Kirchners handelten auch hier kurzfristig, mit einem unmittelbaren Vorteil für die Bevölkerung und einer unhaltbaren Lage für die nächste Regierung.
Die Kosten der Dienste werden immer bezahlt; die Frage ist nur, ob oder wie weit sie der Konsument direkt bezahlt, und wie weit der Staat, der dann zu diesem Zweck den Steuererlös einsetzen muss und sich gezwungen sieht, die Steuerlast zu erhöhen. Genau das war in Argentinien unter den Kirchners der Fall, aber die stark gestiegenen Steuereinnahmen reichten nicht aus, um die aus den Fugen geratene Last der Subventionen für öffentliche Dienste zu zahlen.
Marktwirtschaftliche Geister neigen dazu, dass der Konsument die Kosten zahlt, weil er auf diese Weise auch angeregt wird, rationeller zu konsumieren, und allgemein, damit die Wirtschaft nicht falsche Signale erhält, die schliesslich das Wachstum hemmen und Wohlstand kosten. Menschen des linken Spektrums neigen dazu, dass öffentliche Dienste stark subventioniert werden, als Mittel einer allgemeinen Einkommensumverteilung, wobei dabei betont wird, dass die Steuerlast stark auf diejenigen entfallen muss, die ein höheres Einkommen haben. Was in der Praxis fragwürdig ist. Eine pragmatische Kompromisslösung bestünde darin, dass der Tarif in jedem Fall etwa die Hälfte der Kosten deckt, wie es Macri schon vor drei Jahren in der Stadt Buenos Aires mit der U-Bahn vollzogen hat. Die jüngste Tariferhöhung geht in diese Richtung. Doch gleichzeitig wird so weit wie möglich eine sozial bedingte Differenzierung eingeführt, die Personen und Familien mit niedrigem Einkommen einen günstigeren Tarif bietet. In der Praxis ist es nicht einfach, ein System auszuklügeln, das diesem Umstand objektiv Rechnung trägt. Der soziale Tarif, der jetzt für Rentner, Haushaltspersonal, Bezieher von Sozialplänen und ehemalige Malwinenkämpfer gelten soll, wird angeblich 6 Mio. Menschen erfassen.
Die Tarife deckten vor der Erhöhung nur einen Bruchteil der Kosten. Das erscheint auf alle Fälle übertrieben. In vielen Fällen war die bisherige Rechnung für Strom, Gas und Wasser wirklich absurd niedrig. Doch auch nach den Erhöhungen liegen die Tarife in den meisten Fällen unter der Hälfte der Kosten. Beim städtischen Transport springt jetzt der Tarif für eine Omnibusfahrt von $ 3 auf $ 6. Aber die Kosten liegen mehr als doppelt so hoch. Beim fliessenden Wasser hat das staatliche Unternehmen AYSA letztes Jahr einen hohen Verlust ausgewiesen, den das Schatzamt deckt und der der Subvention entspricht. Allein, in diesem Fall handelt es sich auch darum, dass AYSA, nach der Übernahme der privaten Aguas Argentinas unter Néstor Kirchner, die Belegschaft stark aufgebläht hat und auch sonst aus dem Vollen gewirtschaftet hat. Bei Aguas Argentinas wäre die durch die niedrigen Tarife bedingte Subvention viel geringer gewesen. Beim Gas ist der Fall komplexer, da der Umfang der Subvention davon abhängt, wie viel den Gasproduzenten gezahlt wird. In den letzten Jahren hat der zunehmende Import zu einem Preis, der drei bis fünf Mal über dem lokalen lag, und die Gewährung eines höheren Preises für neue Förderungsvorhaben, den Durchschnittspreis schon stark in in die Höhe getrieben. Über all dies sollte die Regierung eine eingehende Information vermitteln.
Beim Strom, beim Wasser und auch beim Gas kann der Konsument der Wirkung der Tariferhöhung durch Sparmassnahmen entgegenwirken. Vor allem beim Strom ist dies durch rationallen Einsatz der Luftkühlapparate, Verwendung von Sparlampen und durch Löschen der Lichter, in Räumen, in denen sich niemand befindet, gut möglich. Auch beim Wasser kann gespart werden, und eventuell auch beim Gas, Aber beim öffenlichen Transport ist dies kaum möglich. In diesem Fall sparen nur diejenigen, die vom Automobil auf ein öffentliches Transportmittel übergehen. Dabei spielt jedoch der Tarif keine Rolle, sondern die Qualität des Dienstes. Transportminister Guillermo Dietrich gab bekannt, dass die Subventionen für den städtischen Personentransport 2015 insgesamt $ 50 Mrd. ausgemacht hätten, aber dieses Jahr um weitere $ 20 Mrd. steigen würden, was er auf den sozialen Tarif und die Erhaltung des Mindesttarifs, bei erhöhten Kosten, zurückführte.
In Gross Buenos Aires handelt es sich bei der Tarifpolitik nicht nur darum, dass ein grösserer Teil der Kosten von den Passagieren getragen wird, sondern auch, den Personenverkehr von der Strasse, also dem Omnibus, auf die Schiene, also Eisenbahn und U-Bahn, zu verlegen. Die Strassen sind verstopft, und es sollte versucht werden, sie zu entlasten. Hingegen können Eisenbahnen und U-Bahnen viel mehr Passagiere aufnehmen. In beiden Fällen erfordert dies im Wesen nur mehr Waggons. Die Tarifstruktur läuft jedoch einer Politik in diesem Sinn insofern entgegen, als der U-Bahntarif jetzt von $ 4,50 auf $ 7,50 steigt, während eine Omnibusfahrt nur $ 6 kostet. Nur die Vororteisenbahnen sind billiger als der Omnibus, was im Sinne der Verkehrspolitik richtig ist.
Bei den Tarifen wurde allgemein ein sozialer Tarif eingeführt, den Rentner u.a. beanspruchen können. Das ist prinzipiell in Ordnung, auch wenn es verwaltungsmässig kompliziert ist. Doch beim Personentransport sollten diejenigen begünstigt werden, die längere Strecken beanspruchen oder mehr als ein Transportmittel verwenden, um zu ihrem Arbeitsplatz zu gelangen, und auch diejenigen, die jeden Tag fahren, bei denen man annimmt, das sie sich zu ihrem Arbeitsplatz begeben. Was die längeren Strecken betrifft, so ist es ohnehin schon so, dass die, die kurze Strecken fahren, diejenigen subventionieren, die längere Strecken beanspruchen, da beide bei der U-Bahn den gleichen Tarif zahlen, und bei der Eisenbahn der Tarif nicht proportionell zur Strecke ist. Aber das Konzept eines verbilligten Abonnements, wie es in früheren Zeiten bei der Eisenbahn bestand, sollte jetzt auch eingeführt werden, und auch für die Verwendung von mehr als einem Transportmittel gelten.
Beim elektrischen Strom sollte die Tariferhöhung, bei einer progressiven Struktur, einen rationelleren Konsum zur Folge haben. In diesem Sinn wurde schon 2003 ein Programm eingeführt, genannt PUREE (Programa de uso racional de la energía eléctrica), das denjenigen Rabatte gewährte, die in einem Bimester einen im Vergleich zur gleichen Vorjahresperiode einen geringeren Konsum auswiesen. Das soll eine Wirkung gehabt haben, die der damalige Planungsminister Julio de Vido der Leistung eines Kraftwerkes von 500 MW gleichstellte. Gegenwärtig, da die Leistung sämtlicher Kraftwerke in Spitzenmomenten, wie im Februar, unter dem Stromkonsum liegt, ist die Rationalisierung des Stromverbrauchs noch wichtiger als damals. Dann wurden in den letzten Jahren auch Tarifdifferenzierungen nach städtischen Gegenden eingeführt, die jedoch recht willkürlich waren. Die neue Tarifstruktur soll angeblich rationeller sein, also u.a. auch progressiver, so das diejenigen, die ihren Konsum leicht verringern können, dazu angespornt werden. Doch das muss uns ein Fachmann erst bestätigen.
Die neuen Tarife, die für Gross Buenos Aires gelten, liegen allgemein immer noch unter denen, die in den Städten des Landesinneren bestehen. Das gilt für Strom, Wasser und Gas, und auch für den städtischen Personentransport. Der Strom ist bei einem Konsum von 300 KWSt. in Gross Buenos Aires um 34% billiger als in Córdoba und Santa Fé. Was Gas betrifft, so sind weite Bereiche des Landes auf Flaschengas angewiesen, das unverhältnismässig teurer als Leitungsgas ist. Diese Konsumenten sind meistens ärmer als diejenigen, die an die Gasleitungen angeschlossen sind. Die Differenz ist mit der jüngsten Erhöhung des Gastarifs geringer geworden, aber sie besteht immer noch. Es erscheint grundsätzlich widersinnig, dass ausgerechnet die Bundeshauptstadt die niedrigsten Tarife für öffentliche Dienste hat, wo doch das Einkommen hier am höchsten ist. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf ist in der Bundeshauptstadt über doppelt so hoch, wie allgemein im Land, und verglichen mit armen Provinzen, liegt es drei bis fünf Mal so hoch.
Die drastische Erhöhung der Tarife erscheint somit bei der obigen Analyse als ein Ausdruck der wirtschaftlichen Rationalität und der sozialen Gerechtigkeit. Ebenfalls kann man Macri verstehen, wenn er dies jetzt hinter sich haben will, um im zweiten Halbjahr eine ruhigere Lage zu haben, mit niedrigerer Inflation und eventuell dem Beginn einer neuen Aufschwungsphase. Doch in der Praxis sieht der Fall komplizierter aus. Einmal belasten die Tariferhöhungen die Menschen unmittelbar viel stärker, was ihre Konsumkapazität noch mehr verringert und die Rezession vertieft. Die Zeitung „Clarín“ hat berechnet, dass eine Familie mit einem Monatseinkommen von $ 13.000 jetzt $ 800 mehr zahlen muss. Die Zeitung vergleicht die Tarife vom Februar mit denen vom April und gelangt zu folgenden Erhöhungen: Gas: von $ 54,87 um 250% auf $ 192,05; Strom: von $ 112,98 um 80% auf $ 203,36; Wasser: von $ 88,45 um 400% auf $ 442,25; Transport: von $ 237,12 um 100% auf $ 474,24. Die Zunahme geht insgesamt von $ 493,42 um 265,88% auf $ 1.311,90. Diese Familie, die ohnehin schon sehr knapp mit ihrem Einkommen auskam, gerät jetzt in zusätzliche Schwierigkeiten. In vielen Fällen, die von diesem Durchschnitt abweichen, tauchen noch schwerwiegendere Probleme auf, die dann in Zahlungsunfähigkeit u.a. Erscheinungen zum Ausdruck kommen. Bei höheren Einkommen ist die Wirkung der Tariferhöhungen relativ geringer.
Wenn man jezt ausserdem berücksichtigt, dass die Preise allgemein ab November 2015 in einer Grössenordnung von 15% gestiegen sind, wobei es mit den Tariferhöhungen und deren indirekter Wirkung auf Kosten und Preise bis Mai bis zu 25% sein werden, gelangt man auf einen gewaltigen Einkommensverlust. Es ist somit zu erwarten, dass bei den Lohnverhandlungen, die sich in Gang befinden, die Forderung der Gewerkschaften hochgeschraubt werden und bestenfalls bei 40% liegen werden. Und wenn es weniger sind, dann handelt es sich um Arbeitsverträge für sechs Monate, wie bei den Handelsangestellten, so dass dann eine neue Erhöhung hinzukommt, die gewiss nicht niedrig sein wird. Auch in den Fällen, in denen das Abkommen schon für ein Jahr abgeschlossen wurde, kann man weitere Forderungen erwarten. Allgemein besteht jetzt die Gefahr einer sich immer schneller drehenden Preis-Lohnspirale, und das nimmt erfahrungsgemäss ein böses Ende. Die Regierung hat für dieses Problem vorerst keine Antwort.
Wirtschaftsübersicht
Die gestiegene Armut
Die Katholische Universität von Buenos Aires (UCA), die seit vielen Jahren schon eine Messung der Armut bekanntgibt, hat jetzt auf einen neuen Sprung während der Macri-Regierung hingewiesen, was wie eine Bombe eingeschlagen hat, umso mehr als der Präsident während der Wahlkampagne das Ziel der Nullarmut aufstellte. Indessen ist es logisch, dass die Armut bei einer rezessiven Konjunktur und hoher Inflation, so wie sie hier gemessen wird, nämlich als reales Einkommen, zunimmt. Nachdem das offizielle Statistische Amt seit November keine Preisstatistik bekanntgibt, kann es auch keine Armutsstatistik berechnen. Und die Armutszahlen der vorangehenden Monate waren wegen der künstlich gedrückten Preisstatistik ohnehin falsch. Deshalb gewinnt der Index der katholischen Universität an Beachtung.
Die Entwicklung des Anteils der Armen an der Gesamtbevölkerung war gemäss dieser Quelle wie folgt:
Der Rückgang, der für April erwartet wird, ist auf die erweiterten Familienlöhne und Kindergelder, sowie auf erhöhte Pensionen und Hinterbliebenenrenten zurückzuführen. Insgesamt soll es jetzt nach dieser Quelle im März 2016, bei einer Bevölkerung von 42 Mio. Menschen, 14,5 Mio. Menschen geben, die im Zustand der Armut, und teilweise des Elends, leben, 2,3 Mio. mehr als Ende 2015.
Diese Statistik, die nur auf dem angegebenen Einkommen und einem unbekannten Preisindex fusst, steht auf schwachen Füssen, wie es schon bei der INDEC-Statistik der Fall war. Einmal ist die Zahl derjenigen, die im Elend leben, immerhin 2,94 Mio. Menschen, nicht glaubhaft. Denn der Elendszustand bedeutet, dass sie nicht genug verdienen, um sich zu ernähren. Sie müssten somit auf den Strassen in grossen Mengen als Menschen von Haut und Knochen sichtbar sein, wie es Bilder von Biafra oder Kalkutta gelegentlich gezeigt haben. Doch die armen Menschen, die man überall sieht, sind allgemein ernährt, wobei man eher eine mangelhafte Ernährung als Unterernährung bemerkt. Auch leiden viele Menschen an Parasiten, die dabei Symptome der Unterernährung aufweisen. Das ist jedoch ein anderes Problem.
Bei der Statistik der UCA sei bemerkt, dass das Universitätsinstitut gar nicht in der Lage ist, eine repräsentative Umfrage wie die vom INDEC durchzuführen. Auch die von etwa 10.000 Haushalten in den grossen städtischen Ballungsgebieten, die das INDEC periodisch durchführt, ist fragwürdig, und die Hochrechnung auf eine Bevölkerung von 42 Mio. ist es noch mehr. Es werden keine Erklärungen gefordert, wenn bei den Antworten Ungereimtheiten auftauchen, z.B. zwischen dem Einkommen und dem sichtbaren Ernährungszustand. Ebenfalls ist die Armut in städtischen Gebieten qualitativ anders als auf dem Land oder in kleinen Dörfern.
Die Einkommenserhebung erfasst nur zum geringsten Teil Gelegenheitseinkommen, die in Argentinien eine grosse Bedeutung haben. Bei einer Umfrage pflegen die Befragten schwarze Einkommen zu verschweigen, weil sie befürchten, in Schwierigkeiten zu geraten. Bei einem Drittel der aktiven Bevölkerung, die schwarz arbeitet, und noch weitere, die ein Zusatzeinkommen schwarz erhalten, ist dies von grosser Bedeutung. Naturaleinkommen, wie Gemüse, Hühner und Eier eigener Produktion, oder Fischfang, werden bei dieser Statistik nicht berücksichtigt. Dabei gibt es in Argentinien insgesamt um die Million Gemüsengärten, die von Familien, Gemeinden oder Schulen betrieben werden, die über 3 Mio. Menschen teilweise ernähren.
Die Armutsbekämpfung, die Macri angesagt hat und auch die vorangehende Regierung sich zum Ziel gesetzt hatte, sollte nicht auf die Erwartung der wirtschaftlichen Erholung beschränkt werden, wie es Macri und viele andere unterschwellig äussern. Auch wenn die Konjunktur wieder aufwärts geht, verbleibt eine hohe Armut, die auch bei niedrigeren Zahlen, als sie die UCA angibt, von einer zivilisierten Gesellschaft nicht geduldet werden kann. Um die Armut effektiv zu bekämpfen, muss sie nicht nur durch das reale Geldeinkommen erfasst werden, sondern über den Ernährungszustand, die Wohnungsverhältnisse u.a. Umstände.
Armut hängt an erster Stelle mit Arbeitlosigkeit zusammen. Diese lag schon unter CFK, richtig berechnet, bei 12% der aktiven Bevölkerung, und dürfte jetzt noch um 2 Punkte höher sein. Dabei dürfte auch die Langzeitarbeitslosigkeit und und die jugendliche Arbeitslosigkeit, die nicht gemessen werden, einen anormal hohen Stand erreicht haben, was die Zahl über Arbeitslosigkeit qualitativ verschlechtert. Hinzu kommt eine höhere Unterbeschäftigung, wobei hier auch der Umstand berücksichtigt werden muss, dass die Menschen dieser Gruppe weniger zu tun haben.
Wir haben an dieser Stelle stets darauf hingewiesen, dass die Arbeitsgesetzgebung geändert werden muss, damit Arbeitsplätze geschaffen werden, oder solche eingesetzt werden, die bei den bestehenden legalen Bedingungen nicht besetzt werden. Macri hat in der Wahlkampagne die Abschaffunfg der Soziallasten für junge Menschen während fünf Jahren versprochen, doch bisher nichts in diesem Sinn unternommen. Es geht besonders um die Verlängerung der Frist von gegenwärtig drei Monaten, während der keine Entlassungsentschädigung gezahlt werden muss, auf mindestens zwei Jahre. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung ist für Grossunternehmen gedacht, die gute und stabile Arbeitsplätze haben, und bei denen hohe Entlassungsentschädigungen, die gelegentlich gezahlt werden, bezogen auf die Lohnsumme eine geringe Bedeutung haben. Aber bei kleinen und mittleren Unternehmen, die den weitaus grössten Teil der Beschäftigung ausmachen, liegt der Fall anders: sie bieten oft weniger gute und prinzipiell unstabile Arbeitsplätze, und eine hohe Entschädigung ist oft unbezahlbar. Diese Unternehmen beschäftigen deswegen oft weniger Personal, als sie eigentlich benötigen. Das muss korrigiert werden, auch wenn sich die Gewerkschaften und ihre Anwälte, an erster Stelle der CGT-Berater und Deputierter Héctor Recalde, dagegen stemmen. Ein unstabiler Arbeitsplatz mit etwas niedrigerem Lohn ist gewiss besser als gar keiner. Und wer einmal im Arbeitsprozess inbegriffen ist, kann dann leichter auf bessere Arbeitsplätze übergehen. Das ist es, was diese Leute nicht verstehen wollen.
Elend sollte es in einem Land mit reichtlicher und billiger Versorgung von Nahrungsmitteln überhaupt nicht geben. Ein Programm von öffentlichen Anstalten, bei denen jeder eine Mahlzeit erhält, die ihn ernährt, kostet nicht viel. Hier sollten Wohltätigkeitsorganisationen, genannt ONG (organizaciones no gubernamentales) mithelfen. Es handelt sich eigentlich nur um ein Organisationsproblem. Doch ausserdem sollte in den Schulen schon über gesunde Ernährung und die verschiedenen Mögichkeiten in diesem Sinn gelehrt werden, auch über Familien-Gemüsengärten, und die Kinder sollten auch gegen Parasiten behandelt werden.
Schliesslich werfen Restaurants viel Essen weg, mit dem viele Menschen ernährt werden können. Bis vor einigen Jahren hatte McDonald ein System, durch das die nicht konsumierten Nahrungsmittel am Abend an arme Menschen verteilt wurden. Doch dann hat einer der Empfänger einen Prozess angestrengt, weil sich die Nahrung angeblich nicht in gutem Zustand befand, und daraufhin hat McDonald das System eingestellt. Die Restaurants müssen eben von der Verantwortung über die Nahrungsmittel, die sie liefern, befreit werden. Man kann bestimmt davon ausgehen, dass sie niemanden vergiften wollen. Die Schenkung von Lebensmitteln sollte allgemein gefördert werden, auch steuerlich. Es gibt gewiss auf dem Gebiet der Armut, die viele Facetten hat, viel zu tun, viel mehr, als wir hier dargestellt haben. Aber, bitte, ohne Politisierung!